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Stellungnahme der LIGA der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in 
Mecklenburg-Vorpommern e. V. im Rahmen der Verbandsanhörung zum Ent-
wurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Personalbemessung in vollstationären 
Pflegeeinrichtungen gemäß § 113c Elftes Buch Sozialgesetzbuch 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen der Verbandsanhörung 
zu den Entwürfen des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Sport Mecklenburg-
Vorpommern zu Änderungen im Einrichtungenqualitätsgesetz und in der Einrich-
tungenpersonalverordnung im Zuge der landesrechtlichen Anpassung der bundes-
gesetzlichen Neuregelung in § 113c SGB XI ab dem 1. Juli 2023. 
 
Mit dem Anschreiben vom 03.11.2022 zur Verbandsanhörung hat das Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Sport M-V auch dargelegt, dass der hier vorgelegte Rege-
lungsentwurf lediglich die erste Umsetzungsstufe zur Weiterentwicklung des Einrich-
tungenqualitätsgesetz M-V darstelle, und dass in einer zweiten Stufe weitere inhaltli-
che Änderungen zur Modernisierung des Gesetzes zu einem zeitgemäßen Wohn- 
und Teilhabegesetz erfolgen soll. An diesem Gestaltungsprozess wird die LIGA der 
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e. V. 
gerne konstruktiv mitwirken und wird zeitnah auf das Ministerium mit einer diesbe-
züglichen Stellungnahme zukommen. 
 
Bevor wir in unserer Stellungnahme zu den jetzt vorgelegten Änderungs-Entwürfen 
zum Einrichtungenqualitätsgesetz M-V (EQG) und zur Einrichtungenpersonalverord-
nung M-V (EPersVO) eingehen, möchten wir einige grundsätzliche Gesichtspunkte 
zur Umsetzung der künftigen Personalbemessungs-Systematik in vollstationären 
Pflegeeinrichtungen ausführen. 
 
 
Hintergrund der Neuregelung – landesrechtliche Umsetzung § 113c SGB XI 
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Die Regelung einer bundesweit-einheitlichen Personalbemessung in vollstationären 
Pflegeeinrichtungen in § 113c Abs. 1 SGB XI beruht auf den Erkenntnissen des Auf-
tragsprojekts „Entwicklung und Erprobung eines wissenschaftlich fundierten Verfah-
rens zur einheitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach 
qualitativen und quantitativen Maßstäben gemäß § 113c SGB XI (PeBeM)“ und dem 
entsprechenden Abschlussbericht vom August 2022.  
 
Auf Grundlage dieses wissenschaftlich fundierten Verfahrens wurden die personellen 
Bedarfe für vollstationäre Pflegeeinrichtungen in quantitativer und qualitativer Hin-
sicht ermittelt. Ein Ergebnis der Studie war, dass sich die personellen Bedarfe einer 
stationären Pflegeeinrichtung aus deren Belegungsstruktur unter Berücksichtigung 
der Pflegegrade der Bewohner*innen ableiten lassen. Ebenfalls aus der Bewoh-
nerstruktur folgt nach den Studienergebnissen die Zusammenstellung des Personals 
nach Qualifikationen. Aus der Schwere der Pflegebedürftigkeit der Bewohner*innen 
ist nach der Studie insbesondere der Bedarf an Fach- und Hilfskraftpersonal ableit-
bar. Bei einem großen Anteil von hohen Pflegegraden in der Bewohnerschaft folgt 
demnach ein höherer Anteil an Fachkräften im Pflegepersonal, als dies bei relativ 
niedrigen Pflegegraden der Fall ist.  
 
Der Bundesgesetzgeber hat mit der Gesetzgebung zum jetzigen § 113 Abs. 1 SGB 
XI einen ersten wesentlichen Entwicklungsschritt für eine transparente und bundes-
weit einheitliche Personalbemessung in der vollstationären Pflege getan. Dabei er-
folgt allerdings zunächst lediglich eine Einführung im Umfang von ca. 40 % gegen-
über einer vollen Umsetzung der (Mehr-) Personalbedarfe, die aufgrund der Erkennt-
nisse aus der Personalbemessungsstudie angezeigt sind. 
 
Da nunmehr der zu ermittelnde Personalbedarf im Verhältnis zur Pflegegradstruktur 
der Bewohner*innen folgt, ist die bisher in landesrechtlichen Regelungen wie dem 
Einrichtungenqualitätsgesetz M-V und der Einrichtungenpersonalverordnung M-V 
vorgesehene Fachkraftquote von 50 % überholt und anpassungsbedürftig. Dieser 
Anpassungsprozess stellt bundesweit alle Akteure vor große Herausforderungen. 
 
Die Änderungen, die der Landesgesetz- bzw. Verordnungsgeber im vorliegenden 
Entwurf des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Sport vorschlägt, sind grund-
sätzlich zu begrüßen und weisen in die richtige Richtung. Hierbei handelt es sich um 
einen Prozess, der die tatsächlichen Rahmenbedingungen berücksichtigen muss. 
Dieser Prozess erfordert zum einen Flexibilität unter allen Beteiligten und zum ande-
ren Strukturentwicklungsmaßnahmen auf mehreren Ebenen.  
 
 
Berücksichtigung der Grundsätze aus § 113c Abs. 1 SGB XI im Vorfeld des 
Stichtags 1. Juli 2023 
Eine Herausforderung liegt dabei in dem Umstand, dass ein gesetzlicher Paradig-
menwechsel zum Stichtag 1. Juli 2023 erfolgt, zu dem die Gesetzeslage einen Über-
gang der landesgesetzlich vorgesehenen Fachkraftquote von 50%-Anteil am Perso-
nal im Bereich Pflege und Betreuung auf eine Personalbemessung nach § 113c SGB 
XI erfolgt, nach der das Personal flexibel in nunmehr drei Personalhierarchien zu 
planen ist: Pflegefachkräfte, qualifizierte Pflegehilfskräfte mit mindestens einjähriger 
Ausbildung nach Landesrecht und alle weiteren Pflegehilfskräfte.  
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Für eine sinnvolle Personalplanung der vollstationären Einrichtungen bildet die Per-
spektive auf das neue System der Personalbemessung bereits jetzt den Maßstab. 
Allerdings sind jährliche Pflegesatzvereinbarungen nicht am Stichtag erster Juli 2023 
ausgerichtet, sondern haben ganz unterschiedliche Laufzeiten. Hier müssen in der 
Praxis flexible Lösungen gefunden werden, um Trägern, die im Jahr 2023 vor dem 1. 
Juli verhandeln, eine Ausrichtung der Personalplanung an den neuen Maßstäben 
des § 113c SGB XI im Sinne einer Flexibilisierung der Fachkraftquote zu ermögli-
chen. Eine sinnvolle, Zukunfts-gewandte Personalplanung im Vorfeld des 1. Juli 
2023 sollte nicht an der Anwendung von starren Stichtagsregelungen scheitern. 
 
 
Notwendigkeit einer strukturierten Ausbildungsinitiative und der Schaffung 
von Übergangsregelungen 
Die größte Herausforderung folgt allerdings aus der „Marktlage“: qualifiziertes Fach- 
und Hilfskraft-Personal ist in Mecklenburg-Vorpommern schwer zu finden. Nach Be-
rechnungen der Pflegekassen aufgrund einer Analyse der aktuellen Pflegesatzver-
einbarungen vollstationärer Pflegeeinrichtungen bedarf es zur Umsetzung einer 
Mehrpersonalisierung für die vollstationäre Pflege nach dem Maßstab von § 113c 
Abs. 1 SGB XI zusätzlicher Pflegekräfte im Umfang von ca. 1800 Vollzeitstellen. Mit 
rund 1500 Vollzeitstellen liegt dabei der überwiegende zusätzliche Personalbedarf im 
Bereich der Pflegehilfskräfte. Wie hoch dabei der Anteil landesrechtlich qualifizierter 
Hilfskräfte ausfällt, ist bislang nicht fundiert belegt. Es ist allerdings davon auszuge-
hen, dass ein sehr hoher Anteil des hier ermittelten Personalbedarfs im Bereich der 
landesrechtlich-qualifizierten Hilfskräfte im Sinne von § 113c Abs. 1 Nr. 2 SGB XI 
liegt. Dies wird auch durch eine LIGA-interne Abfrage vom Juni 2022 belegt, bei der 
eine Rückmeldequote von ca. 90% vorlag. Bei Zugrundelegung der Personalan-
haltswerte aus § 113c Abs. 1 SGB XI fehlten im Juni 2022 alleine in den vollstationä-
ren Pflegeeinrichtungen der LIGA M-V etwa 430 Vollzeitkräfte an landesrechtlich-
qualifizierten Pflegehilfskräften i.S.v. § 113c Abs. 1 Nr. 2 SGB XI. 
 
Für das Land Mecklenburg-Vorpommern folgt hieraus der Auftrag die Voraussetzung 
für ausreichende Ausbildungskapazitäten und Absolventen in der Hilfskraftausbil-
dung zu schaffen. Aktuell schließen in Mecklenburg-Vorpommern jährlich ca. 200 
Absolventen die landesrechtliche Hilfskraftausbildung ab. Das Land muss hier zum 
einen schnellst-möglich eine Bedarfsanalyse für eine angemessene Personalausstat-
tung in den Pflegeberufen durchführen (Alten- und Krankenpflege, stationär und am-
bulant). Zum anderen sind entsprechende Ausbildungskapazitäten und Strukturen zu 
schaffen, um künftig insbesondere die Pflegehelfer*innen bedarfsgerecht auszubil-
den.  
 
 
Notwendigkeit für einen Rechtsrahmen, der eine Substitution bestimmter Qua-
lifikationen durch ähnliche Berufsabschlüsse oder Erfahrungspotentiale er-
möglicht 
Es liegt auf der Hand, dass die erforderliche Anzahl an (landesrechtlich qualifizierten) 
Pflegehilfskräften nicht zum 1. Juli 2023 zur Verfügung stehen wird. Deshalb sind für 
die Praxis auch Übergangregelungen zu schaffen, damit die erforderliche und sinn-
volle Mehrpersonalisierung nicht an starren Qualifikations-Standards scheitert.  
 
Aus Sicht der LIGA erscheint es sinnvoll die Qualifikations-Maßstäbe für Pflegefach-
kräfte und Pflegehilfskräfte im Landes-Ordnungsrecht zu regeln. Dies ist allerdings 
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bisher ausschließlich für Fachkräfte der Fall. Konkrete Vorschläge für eine Ausge-
staltung des Fachkraft- und Hilfskraft-Begriffs werden in der Stellungnahme unten zur 
künftigen Einrichtungenpersonalverordnung M-V dargestellt.  
 
Alternativ ist es aus Sicht der LIGA möglich, dass Qualifikationsmaßstäbe für Fach- 
und Hilfskraftpersonal in Umsetzung von § 113c SGB XI durch die Verhandlungs-
partner des Landesrahmenvertrags gemäß § 75 Abs. 1 SGB XI vereinbart werden. 
Diese Regelungs-Form erscheint auch aufgrund der Vorgabe in § 113c Abs. 5 Nr. 3 
SGB XI angezeigt, wonach „die erforderlichen Qualifikationen für das Pflege- und 
Betreuungspersonal, das von der Pflegeeinrichtung für die personelle Ausstattung 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 vorzuhalten ist“ ab Juli 2023 in den Landesrahmenver-
trägen geregelt werden soll. 
 
Unabhängig vom Regelungsort der Qualifikationsmaßstäbe für Fach- und Hilfskraft-
personal – Landesordnungsrecht, Landesrahmenvertrag bzw. Regelung mit gleich-
wertiger Rechtsqualität – ist aus Sicht der LIGA M-V wesentlich, dass eine Kongru-
enz zwischen Landesordnungsrecht und Leistungsrecht besteht. Die rechtlichen 
Grundlagen müssen klare und praktikable Maßstäbe für zu vereinbarendes Personal 
in Pflegesatzvereinbarungen und Prüfungen der Heimaufsichten setzen. 
 
Mit dem neuen Personalbemessungssystem gemäß § 113c SGB XI und der transpa-
renten Definition einheitlicher Standards für eine angemessene Personalausstattung 
in der vollstationären Pflege scheint insgesamt eine stärkere Verzahnung und Ver-
einheitlichung leistungsrechtlicher und ordnungsrechtlicher Maßstäbe in der Perso-
nalausstattung verbunden zu sein. Dieser Gesichtspunkt kommt auch in dem Formu-
lierungsvorschlag zu § 5 Abs. 1 EPersVO (Entwurf) zum Ausdruck: „Pflege- und Be-
treuungspersonal ist in ausreichender Zahl und Qualität vorzuhalten. Dabei finden 
die Regelungen des § 113c des Elften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 
der Pflegesatzvereinbarung nach § 85 des Elften Buches Sozialgesetzbuch (…) An-
wendung“.  
 
Diese Verzahnung sollte im laufenden Prozess der Umsetzung von § 113c SGB XI 
als Chance gesehen werden, um gemeinsame Lösungen mit den Akteuren zu finden, 
die in den kommenden Jahren immer wieder in gemeinsame Aushandlungsprozesse 
treten werden, sei es im Rahmen von Pflegesatzverhandlungen, sei es im Rahmen 
von Qualitätsprüfungen und Prüfungen der Heimaufsichten. Diese Akteure sind das 
Sozialministerium, die Heimaufsichten, der Medizinische Dienst Mecklenburg-
Vorpommern, die Träger der Pflegeinrichtungen und deren Verbände. Der Landes-
pflegeausschuss hat im Jahr 2022 zwei relevante Arbeitsgruppen eingerichtet, in de-
nen diese Akteure im sachlichen Austausch miteinander arbeiten (UAG zur Flexibili-
sierung der Fachkraftquote und UAG Pflegepersonalsicherung). Das Potential dieser 
Arbeitsgruppen sollte im laufenden Gestaltungsprozess der EQG-Reform und der 
Aushandlung des Rahmenvertrags konstruktiv genutzt werden. 
 
 
 
 
 
A. Zu Artikel 1 – Änderungen des Einrichtungenqualitätsgesetz 
Der Gesetzentwurf sieht vor, die bisher in § 3 Abs. 2 Nr. 2 EQG verankerte Fach-
kraftquote von 50% zu streichen und unter Berücksichtigung der Anhaltswerte zur 
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Personalbemessung in § 113c Abs. 1 SGB XI zu flexibilisieren. Dieser Ansatz wird 
begrüßt. Zu den Formulierungen des Gesetzentwurfs in § 3 Abs. 2 Satz 1 Nummer 2 
und in § 17 Nummer 2 schlagen wir jeweils Anpassungen vor. 
 
 
1. Änderungen in § 3 Abs. 2 EQG – personelle Anforderungen an den Betrieb 
von Einrichtungen 
 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 lautet in der vorgelegten Entwurfs-Fassung: 
 

„Weitere Voraussetzung für den Betrieb einer Einrichtung nach § 2 Absatz 1 
oder 2 ist, dass der Träger (…) sicherstellt, dass Pflege- und Betreuungsper-
sonal in ausreichender Zahl und Qualität vorhanden ist (…).“ 

Die LIGA begrüßt grundsätzlichen den Inhalt dieser Regelung. Die Liga schlägt vor, 
die Formulierung im Detail abzuwandeln und das Wort „Zahl“ durch „Anzahl“ sowie 
das Wort „Qualität“ durch „Qualifikation“ zu ersetzen. 
 
Formulierungsvorschlag der Liga zu § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2: 
 

„Weitere Voraussetzung für den Betrieb einer Einrichtung nach § 2 Absatz 1 
oder 2 ist, dass der Träger (…) sicherstellt, dass Pflege- und Betreuungsper-
sonal in ausreichender Anzahl und Qualifikation vorhanden ist (…).“ 

 
Begründung 
Das Wort „Zahl“ steht synonym für „Ziffer“ oder „Nummer“ während das Wort „An-
zahl“ als Synonym für „Menge“ oder „Summe“ gebraucht wird. Der Vorschrift liegt der 
Ansatz zugrunde, dass Personal in angemessener Menge vorgehalten werden soll. 
Insofern erscheint die Verwendung des Wortes „Anzahl“ klarer im Sinne der Rege-
lungsintention. 
 
Hinsichtlich des Gebrauchs der Worte „Qualität“ bzw. „Qualifikation“ fällt auf, dass in 
der Begründung zum Gesetzesentwurf zur Änderung in § 3 Abs. 2 EQG ausschließ-
lich von „Qualifikation“ und nicht von „Qualität“ gesprochen wird. So heißt es unter 
anderem, dass das Pflegepersonal nach dem Personalbemessungssystem diejeni-
gen Aufgaben wahrnehmen werde, die der jeweiligen „Qualifikation“ entsprechen. In 
diesem Sinne erscheint die Verwendung des Wortes „Qualifikation“ auch für die künf-
tige EQG-Regelung als präziser und somit sachgerecht.  
 
Zusätzlich ist der Begriff „Qualität“ in den Maßstäben und Grundsätzen für die Quali-
tät, die Qualitätssicherung und -darstellung sowie für die Entwicklung eines einrich-
tungsinternen Qualitätsmanagements nach § 113 SGB XI in der vollstationären Pfle-
ge vom 23.11.2018 (zuletzt geändert am 17.06.2022) als verbindliche Anforderung 
umfassend definiert. Grundlage für eine gute Qualität ist, dass die Leistungen der 
Betreuung, Unterkunft und Verpflegung sowie körperbezogenen Pflegemaßnahmen 
unter der erforderlichen Qualifikation des Personals bedarfs- und bedürfnisgerecht 
erbracht werden.  
Die definierten Anforderungen in § 3 Absatz 2 Satz 1 EPersVO beziehen sich auf die 
Voraussetzung für den Betrieb der Einrichtungen und können sich daher auch nur 
auf strukturelle Vorgaben beziehen. Heißt konkret: der Träger der Einrichtung hat 
sicherzustellen, dass die Mitarbeiter*innen entsprechend ihres geplanten Einsatzes 
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qualifiziert bzw. ausgebildet sind. Die Qualität der pflegerischen Versorgung kann 
naturgemäß nur im Rahmen der täglichen Arbeit beurteilt und gesteuert werden und 
unterliegt über die strukturellen Anforderungen hinausgehend auch noch der Steue-
rung von Prozessen und Ergebnissen. Damit kann die Qualität des Pflege- und Be-
treuungspersonals nicht als Voraussetzung für den Betrieb einer Einrichtung gemeint 
sein.  
 
Insgesamt erscheint der Begriff „Qualität“ gegenüber dem Begriff der „Qualifikation“ 
weitreichender und umfasst ein größeres Spektrum an Inhalten. „Qualifikationen“ 
sind demgegenüber klar benennbar und erscheinen als Begriff für den Regelungszu-
sammenhang sachgerecht. 
 
 
2. Änderungen in § 17 Nr. 2 EQG – Verordnungsermächtigung zur Regelung 
von Anforderungen an personelle Ausstattung 
 

§ 17 Nummer 2 lautet in der vorgelegten Entwurfs-Fassung:  

„Das für Soziales zuständige Ministerium regelt durch Rechtsverordnung (…) 
die Anforderungen an die Zahl und Qualität des Pflege- und Betreuungsper-
sonals, der Leitung der Einrichtung oder Räumlichkeit, der verantwortlichen 
Pflegefachkraft und der sonstigen in der Einrichtung oder Räumlichkeit tätigen 
Personen (…).“ 

 
Die LIGA schlägt entsprechend des oben genannten Vorschlags zur Formulierung im 
neuen § 3 Abs. 2 Nr. 2 EQG vor, in Bezug auf das Pflege- und Betreuungspersonal 
das Wort „Zahl“ durch „Anzahl“ sowie das Wort „Qualität“ durch „Qualifikation“ zu 
ersetzen. Außerdem schlagen wir vor den Satz so umzustellen, dass deutlich wird, 
dass sich das Bezugsmerkmal „Eignung“ auf die Einrichtungsleitung sowie die ver-
antwortliche Pflegefachkraft und sonstiges tätiges Personal bezieht, während die 
Worte „Anzahl“ und „Qualifikation“ ausschließlich auf das Personal im Bereich Pflege 
und Betreuung bezogen sind. 
 
Formulierungsvorschlag der Liga zu § 17 Nummer 2: 
 

„Das für Soziales zuständige Ministerium regelt durch Rechtsverordnung (…) 
die Anforderungen an die Eignung der Leitung der Einrichtung oder Räumlich-
keit, der verantwortlichen Pflegefachkraft und der sonstigen in der Einrichtung 
oder Räumlichkeit tätigen Personen sowie die Anzahl und die Qualifikationen 
des Pflege- und Betreuungspersonals (…).“ 

 
Begründung 
Diese Formulierung trennt klarer zwischen Eignung (Leitung, verantwortliche Pflege-
fachkraft, sonstige tätige Personen) sowie Anzahl und Qualifikation (Personal in der 
Pflege und Betreuung). Dies erscheint als eine präzisere Benennung des Gestal-
tungsrahmens für den Verordnungsgeber. Dabei gehen wir davon aus, dass hinsicht-
lich der Einrichtungsleitung, der verantwortlichen Pflegedienstleitung und des sonsti-
gen Personals zumindest nicht die Zahl/Anzahl durch Verordnung bestimmt werden 
soll, sondern wie bisher lediglich die Eignung. 
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Zur vorgeschlagenen Terminologie der Worte „Anzahl“ und „Qualifikation“ verweisen 
wir auf die Ausführungen unter Ziffer 1. 
 
 
 
Zu Artikel 2 – Änderungen in der Einrichtungenpersonalverordnung 
Die Einrichtungenpersonalverordnung (EPersVO) enthält in ihrer bisherigen Fassung 
und in der Entwurfsfassung des Verordnungsgebers inhaltliche Regelungen zur for-
malen Qualifikation von Fachkräften. Nicht enthalten sind bisher entsprechende Re-
gelungen für Pflegehilfskräfte. Die LIGA schlägt zum einen vor, Regelungen für quali-
fizierte Pflegehilfskräfte in die EPersVO aufzunehmen. Zum anderen schlagen wir 
vor, den Fachkraftkatalog zu erweitern. Außerdem sollte ein Toleranzrahmen für Ab-
weichungen in der Personalausstattung vorgesehen werden. 
 
 
1. Änderungen in § 5 Abs. 1 EPersVO - Fachkräfte 
Der Entwurf zur neuen E PersVO sieht mittels Streichung der bisherigen Regelung in 
§ 5 Abs. 1 vor, dass künftig auch in der Einrichtungenpersonalverordnung keine star-
re Fachkraftquote von 50 % beim Personal der Pflege und Betreuung in vollstationä-
ren Pflegeeinrichtungen mehr vorgesehen sein soll.  
 
§ 5 Abs. 1 lautet in der vorgelegten Entwurfsfassung: 
 

„Pflege- und Betreuungspersonal ist in ausreichender Zahl und Qualität vorzu-
halten. Dabei finden die Regelungen des § 113c des Elften Buches Sozialge-
setzbuch in Verbindung mit der Pflegesatzvereinbarung nach § 85 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch mit der Maßgabe Anwendung, dass auch eine 
Überschreitung der Höchstausstattung zulässig ist.“ 

 
Die LIGA begrüßt grundsätzlichen den Inhalt und die Zielsetzung dieser Regelung. 
Die LIGA schlägt vor, die Formulierung im Detail abzuwandeln und zu präzisieren.  
 
Wie bereits oben zu § 3 Abs. 2 und § 17 Nr. 2 EQG-Entwurf ausgeführt sollte nach 
unserer Auffassung auch in § 5 Abs. 1 S. 1 EPersVO-Entwurf das Wort „Zahl“ durch 
„Anzahl“ sowie das Wort „Qualität“ durch „Qualifikation“ ersetzt werden. 
 
Ferner schlagen wir vor in § 5 Abs. 1 S. 2 EPersVO-Entwurf klarzustellen, welche 
„Höchstausstattung“ hier gemeint ist. Wir verstehen dies als einen Verweis auf § 113 
Abs. 1 SGB XI, in dem Personalanhaltswerte für eine Ausstattung mit Personal 
(Pflege und Betreuung) im Verhältnis zur Bewohner-Belegung nach Pflegegraden 
benannt werden, die höchstens vereinbart werden können. Im Sinne der Anwender-
freundlichkeit schlagen wir vor, dass der Verweis auf die bundesrechtliche Vorschrift 
ausdrücklich benannt wird. 
 
Formulierungsvorschlag der LIGA für § 5 Absatz 1 EPersVO: 
 

„Pflege- und Betreuungspersonal ist in ausreichender Anzahl und Qualifikation 
vorzuhalten. Dabei finden die Regelungen des § 113c des Elften Buches So-
zialgesetzbuch in Verbindung mit der Pflegesatzvereinbarung nach § 85 des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch mit der Maßgabe Anwendung, dass auch ei-
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ne Überschreitung der maximalen Personalanhaltswerte gemäß § 113 Abs. 1 
SGB XI zulässig ist.“ 

 
 
2. Änderungen in § 5 Abs. 4 EPersVO 
Die LIGA hält die Regelung in § 5 Absatz 4 Sätze 2 und 3 EPersVO (Entwurf) für 
entbehrlich und regt an diese zu streichen. 
 
Begründung: 
Die im Entwurf vorgeschlagene Formulierung ist bereits wortgleich in § 5 Abs. 1 
(Entwurf) enthalten. Eine Wiederholung ist weder inhaltlich noch Regelungs-
systematisch geboten. 
 
 
3. Änderungen in § 5 Abs. 5 EPersVO 
Die LIGA schlägt vor, den § 5 Abs. 5 neu zu fassen und künftig die Bezeichnung 
„Fachkräften in der Betreuung in Pflegeeinrichtungen“ durch „Fachkraft aus dem Ge-
sundheits- und Sozialbereich in Pflegeeinrichtungen“ analog der Formulierung in 
§ 113c Abs.5 Nr.3 SGB XI zu ersetzen. Außerdem wird vorgeschlagen, den Katalog 
der erfassten Berufs-Abschlüsse zu erweitern. 
 
§ 5 Abs. 5 EPersVO lautet in der vorgelegten Entwurfs-Fassung:  
 

„Fachkraft in der Betreuung in Pflegeeinrichtungen ist, wer insbesondere über 
einen der folgenden Berufsabschlüsse verfügt:  
1. Heilerziehungspflegerin und Heilerziehungspfleger  
2. Heilerzieherin und Heilerzieher  
3. Ergotherapeutin und Ergotherapeut  
4. Diplomsozialpädagogin und Diplomsozialpädagoge oder mit einer ver-
gleichbaren abgeschlossenen Ausbildung.“  

 
 
Formulierungsvorschlag der Liga für § 5 Absatz 5: 
 

„Fachkraft aus dem Gesundheits- und Sozialbereich in Pflegeeinrichtungen ist, 
wer insbesondere über einen der folgenden Berufsabschlüsse verfügt: 
1. Altentherapeutin oder Altentherapeut 
2. Heilerzieherin oder Heilerzieher 
3. Heilerziehungspflegerin oder Heilerziehungspfleger 
4. Heilpädagogin oder Heilpädagoge 
5. Sozialarbeiterin oder Sozialarbeiter 
6. (Diplom)Sozialpädagogin oder (Diplom)Sozialpädagoge  
7. Sozialtherapeutin oder Sozialtherapeut oder mit einer vergleichbaren abge-
schlossenen Ausbildung  
8. Ergotherapeutin oder Ergotherapeut 
9. Physiotherapeutin oder Physiotherapeut 
10. Erzieherin oder Erzieher.“ 

 
Begründung 
Bei unserem Vorschlag orientieren wir uns an dem Konzept zur Einstellung zusätzli-
cher Pflegefachkräfte nach § 8 Abs. 6 SGB XI sowie den hierzu durch den GKV-
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Spitzenverband erlassenen Festlegungen zur Finanzierung von Vergütungszuschlä-
gen für zusätzliche Pflegestellen in vollstationären Pflegeeinrichtungen (Vergütungs-
zuschlags-Festlegungen) vom 04.02.2019 mit Änderung vom 22.02.2021 sowie den 
hierzu durch den GKV-Spitzenverband veröffentlichten Fragen und Antworten 
(FAQs) Stand 31.08.202. Beide Dokumente sind veröffentlicht auf der Internetseite 
des GKV-Spitzenverband unter www.gkv-
spitzenveband.de/pflegeversicherung/finanzierung_und_foerderung/. Im Ergebnis 
gibt es daher aktuell bereits eine Differenz zwischen der ordnungsrechtlichen und der 
leistungsrechtlichen Definition von Fachkräften in der Pflege. Da sich die leistungs-
rechtliche Definition aktuell noch auf die Einstellung von zusätzlichen Pflegefachkräf-
ten gem. § 8 Abs. 6 SGB XI bezieht, die ordnungsrechtlich aktuell nicht überprüft 
werden, kam es bisher in der Praxis noch zu keinen Problemen. Mit der Überführung 
der zusätzlichen Finanzierung in das „normale“ Pflegesatzverfahren (gem. 
§ 113c Abs. 6 SGB XI) wird sich dies ändern.  
 
Gemäß den Festlegungen zu § 8 Abs. 6 SGB XI können vollstationäre Pflegeeinrich-
tungen auch Fachkräfte aus dem Gesundheits- und Sozialbereich beschäftigen. Als 
Fachkräfte aus dem Gesundheits- oder Sozialbereich gelten demnach Personen mit 
einer abgeschlossenen Ausbildung als Altentherapeutin oder Altentherapeut, Heiler-
zieherin oder Heilerzieher, Heilerziehungspflegerin oder Heilerziehungspfleger, Heil-
pädagogin oder Heilpädagoge, Sozialarbeiterin oder Sozialarbeiter, Sozialpädagogin 
oder Sozialpädagoge, Sozialtherapeutin oder Sozialtherapeut oder mit einer ver-
gleichbaren abgeschlossenen Ausbildung.  
 
Weiterhin regen wir an, die bereits benannten Berufsabschlüsse im § 5 Abs. 5 E-
PersVO (Ergotherapeutin oder Ergotherapeut, Diplomsozialpädagogin oder Diplom-
sozialpädagoge) als vergleichbare abgeschlossene Berufsabschlüsse anzuerkennen 
und unter Fachkraft aus dem Gesundheits- und Sozialbereich zu verorten. Das glei-
che gilt für Personen mit einer abgeschlossenen Ausbildung als Physiotherapeutin 
oder Physiotherapeut. Gemäß Nr. 51 der FAQ zu den GKV-Festlegungen zu § 8 
Abs. 6 SGB XI sind diese Personen auch Fachkräfte aus dem Gesundheits- und So-
zialbereich. Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob Personen mit einem abge-
schlossenen Berufsabschluss als Erzieherin oder Erzieher als Fachkraft im sozialpä-
dagogischen Bereich ebenfalls in diesem Katalog zu benennen sind. 
 
Wir möchten ausdrücklich darauf hinweisen, dass abweichende ordnungs- und leis-
tungsrechtliche Definitionen im Sinne einer praktischen Anwendbarkeit dringend zu 
vermeiden sind. Gegebenenfalls kann eine Definition von Fachkräften auch aus-
schließlich im Leistungsrecht erfolgen, wenn gewährleistet ist, dass diese Maßstäbe 
auch ordnungsrechtlich verbindlich sind. 
 
 
4. Vorschlag für einem neuen § 6 - Hilfskraftpersonal 
Eine der aktuellen Herausforderungen in der Umsetzung von § 113c SGB XI liegt in 
der Bildung und Implementierung von Qualifikations-Hierarchien für die Personalbe-
messung, die von der bisherigen Unterteilung in lediglich zwei Qualifikations-
Hierarchien – nämlich Pflegefachkräfte und Pflegehilfskräfte - abweicht. Die LIGA 
schlägt vor künftig in der EPersVO nicht ausschließlich zu regeln, welche Berufsab-
schlüsse für die Arbeit als Fachkräfte qualifizieren, sondern auch, welche Berufsab-
schlüsse für qualifizierte Hilfskräfte anerkannt werden. 
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Formulierungsvorschlag der Liga für einen neuen § 6 EPersVO: 
 
„§ 6 Hilfskraftpersonal 

(1) Hilfskraftpersonal mit landesrechtlich geregelter Helfer- oder Assistenzausbil-
dung in der Pflege mit einer Ausbildungsdauer von mindestens einem Jahr 
sind 

1. Gesundheits- und Krankenpflegehelfer*in 
2. Altenpflegehelfer*in. 

 
(2) Darüberhinausgehend sind folgende Berufsabschlüsse dem Hilfskraftpersonal 

mit landesrechtlich geregelter Helfer- oder Assistenzausbildung gleichzuset-
zen: 

1. Rettungsassistent*in, 
2. Notfallsanitäter*in, 
3. Facharbeiter*in für Krankenpflege, 
4. Sprechstundenschwester  
5. Medizinische*r Fachangestellte*r 
6. Arzthelfer*in 
7. gleichwertiger Berufsabschluss. 

 
 
Begründung 
Mit § 113 SGB XI werden neue, strukturierte Voraussetzungen für eine angemesse-
ne Personalausstattung geschaffen. Bisher galt die schlichte Unterscheidung von 
Pflegefach- und Pflegehilfskräften. Künftig sind die Strukturen feinmaschiger. 
 
Unverändert bleibt die Situation am Personalmarkt angespannt: Pflegefachpersonal 
ist nicht in einem Umfang verfügbar, dass es allen Pflegeeinrichtungen in naher Zu-
kunft möglich sein wird, dass Personal gemäß den Personalanhaltswerten in § 113c 
Abs. 1 SGB XI einzustellen und vorzuhalten. Dies gilt umso mehr dann, wenn streng 
wörtlich an dem Qualifikations-Merkmal „Hilfskraftpersonal mit landesrechtlich gere-
gelter Helfer- oder Assistenzausbildung in der Pflege mit einer Ausbildungsdauer von 
mindestens einem Jahr“ (§ 113c Abs. 1 Nr. 2 SGB XI) festgehalten wird. Denn Tat-
sache ist: in Mecklenburg-Vorpommern wird es in naher Zukunft keine ausreichende 
Zahl an Absolventen mit diesem Berufsabschluss geben, um vollstationäre Pflege-
einrichtungen angemessen mit Personal auszustatten, wie dies aus § 113c Abs. 1 
Nr. 2 SGB XI ableitbar wäre.  
 
Wie bereits in der Einleitung zu unserer Stellungnahme ausgeführt wurde, steht das 
Land Mecklenburg-Vorpommern in der Pflicht die schulischen und strukturellen Vo-
raussetzungen dafür zu schaffen, dass künftig ausreichend landesrechtlich qualifi-
zierte Pflegehelfer*innen ausgebildet werden können. Zwischenzeitlich muss es für 
vollstationäre Pflegeeinrichtungen möglich sein, dass gemäß § 113c Abs. 1 Nr. 2 
SGB XI rechnerisch mögliche Personal insoweit durch ähnlich qualifizierte Mitarbei-
tende zu substituieren, als das Personal mit buchstäblicher landesrechtlicher-Helfer-
Qualifikation nicht zur Verfügung steht. Die mangelhafte Marktlage darf nicht zu einer 
notgedrungenen Unter-Personalisierung führen. 
 
Insofern schlagen wir vor unseren Vorschlag zu einem neuen § 6 Abs. 2 zu berück-
sichtigen und in der künftigen EPersVO neben den landesrechtlich qualifizierten 



 - 11 -

Pflegehelfern mit einer Ausbildungsdauer von mindestens einem Jahr weitere, ähn-
lich gelagerte Berufsabschlüsse als gleichwertig vorzusehen und anzuerkennen.  
 
Darüber hinaus bzw. ergänzend sollte es den Vertragspartnern des Rahmenvertrags 
gemäß § 75 Abs. 1 SGB XI möglich sein zu vereinbaren, dass besonders erfahrene 
und geeignete Hilfskräfte (ohne landesrechtlichen Abschluss) zur Substitution der 
Hilfskräfte (mit Qualifikation gemäß § 113c Abs. 1 Nr. 2 SGB XI) eingesetzt und ver-
gütet werden dürfen. 
 
Hinweis 
Bei Aufnahme eines neuen § 6 würden sich logischer Weise alle folgenden Paragra-
fen der Einrichtungspersonalverordnung um eine Ziffer erhöhen. Dies setzen wir vo-
raus, bleiben aber in unserer weiteren Stellungnahme bei der Ziffernfolge, die in der 
Entwurfsfassung des Verordnungsgebers angelegt ist. 
 
 
5. Berücksichtigung veränderter Belegungsstrukturen in der Personalbemes-
sung 
Die LIGA schlägt vor § 7 EPersVO um einen Absatz 3 zu ergänzen und damit der 
Dynamik zwischen variabler Belegungsstruktur der Bewohner*innen und Personal-
bemessung zu begegnen. 
 
Formulierungsvorschlag der LIGA für einen neuen § 7 Abs. 3 EPersVO: 
 

(3) „Bei Abweichung von Anforderungen nach § 5 Absatz 1 oder § 5 Absatz 4 
Satz 2 und 3 ist eine vorübergehende Unterschreitung des Fachkräfteanteils 
um max. 5 % als Schwankung aufgrund einer veränderten Belegungsstruktur 
zu werten und grundsätzlich zu tolerieren. Es bedarf in diesem Fall keiner 
Meldung bei der zuständigen Behörde. Eine darüberhinausgehende Unter-
schreitung ist anzuzeigen.“ 

 
 
Begründung: 
Mit der in der Entwurfsfassung vorgeschlagenen Neuformulierung in § 7 Abs.1 erfolgt 
eine inhaltliche Anpassung, die den Wegfall der 50%igen Fachkraftquote berücksich-
tigt. Unverändert bleibt demgegenüber die bisherige Verfahrensregelung zu einer 
möglichen Befreiung von Mindestanforderungen auf Antrag in § 7 Absatz 2. 
 
Aus Sicht der LIGA ist dieses Antrags- bzw. Meldeverfahren mit Einführung des neu-
en Systems zur Personalbemessung überholt und bedarf ebenfalls der Reformie-
rung. Anders als bisher ist die personelle Ausstattung im Bereich Pflege und Betreu-
ung noch deutlicher an die aktuelle Pflegegradstruktur der Bewohner*innen gebun-
den. Verlässt ein Bewohner die Pflegeeinrichtung und die Nachbelegung kann nicht 
durch einen Bewohner mit identischem Pflegegrad erfolgen, folgt daraus die Not-
wendigkeit zur Anpassung der Personalstruktur. Diese Anpassung erfolgt dann in 
allen drei Personalhierarchien, also im Bereich der Fachkräfte, der qualifizierten 
Hilfskräfte und der Hilfskräfte. Insofern ist hinsichtlich der Entwurfsfassung von § 7 
EPersVO i.V.m. § zu hinterfragen, ob gewollt ist, dass bei jeder Abweichung des 
nach § 113c Abs. 1 SGB XI bzw. der Pflegesatzvereinbarung rechnerisch vorzuhal-
tenden Personals ein Befreiungsantrag bei der zuständigen Behörde gestellt werden 
soll? Wenn ja – sollen solche Befreiungsanträge bei Unterschreitung in jeglicher der 
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genannten Hierarchien gestellt werden oder nur bei Unterschreitung des jeweiligen 
Fachkraftanteils? Wir halten ein solches Antragsverfahren ohne formulierte Tole-
ranzschwellen für nicht praktikabel und auch nicht für erstrebenswert. 
 
Da die Verweildauer von Bewohnern in stationären Pflegeeinrichtungen nachweislich 
sinkt, werden sich die Einrichtungen mit Einführung des neuen Personalbemes-
sungssystems hinsichtlich der personellen Anforderungen in einem dynamischen 
Prozess befinden. Ein bürokratisches Meldeverfahren in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Belegungsstruktur und der damit verbundenen personellen Ausstattung 
erscheint aus unserer Sicht nicht zielführend.  
 
Sofern auch nach dem 01.07.2023 an einem Meldeverfahren bei Nichteinhaltung der 
ableitbaren Personalrichtwerte bzw. des Fachkraftanteils festgehalten werden soll, ist 
in den künftigen § 7 eine entsprechende Toleranzschwelle aufzunehmen.  
 
 
Bei Rückfragen zu diesen Ausführungen steht Ihnen die LIGA der Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e.V. gerne zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Bernd Tünker 
LIGA-Vorsitzender 


